


Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan Nr. 420 
- Am Illinghauser Hof (Zentrum) - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 07.05.2002 Es gilt die BauNVO 1990 

Bauliche Nutzungen 

1. Mischgebiete gemäß § 6 BauNVO 

In den Mischgebieten sind von den nach § 6 Absatz 2 allgemein zulässigen Nutzungen die Nr. 6 
(Gartenbaubetriebe), Nr. 7 (Tankstellen) und Nr. 8 (Vergnügungsstätten) gemäß § 1 Absatz 5 
BauNVO nicht zulässig. 

In den Mischgebieten sind von den nach § 6 Absatz 2 allgemein zulässigen Nutzungen die Einzelhan-
delsbetriebe gemäß § 1 Absatz 5 und Absatz 9 BauNVO nicht zulässig. Ausnahmsweise können im 
Mischgebiet MI (1.1) im Erdgeschoß Einzelhandelsbetriebe innerhalb des im Plan gekennzeichneten 
Streifens von 8,00 m Tiefe parallel zur Verkehrsfläche zugelassen werden. 

Im Mischgebiet MI (1) ist von den nach § 6 Absatz 2 allgemein zulässigen Nutzungen die Nr. 4 
(sonstige Gewerbebetriebe) gemäß § 1 Absatz 5 BauNVO nicht zulässig. 

In den Mischgebieten sind die nach § 6 Absatz 3 ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten 
gemäß § 1 Absatz 6 Nr.1 BauNVO nicht zulässig. 

2. Kerngebiete gemäß § 7 BauNVO 

Im Kerngebiet sind von den nach § 7 Absatz 2 allgemein zulässigen Nutzungen die Nr. 5 (Tankstellen 
in Zusammenhang mit Parkhäusern und Großgaragen) und Nr. 7 (sonstige Wohnungen) gemäß § 1 
Absatz 5 BauNVO nicht zulässig. 

Im Kerngebiet sind die nach § 7 Absatz 3 ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 1 Absatz 6 
Nr.1 BauNVO nicht zulässig. 

Im Kerngebiet sind die nach § 7 Absatz 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässigen Einzelhandelsbetriebe 
gemäß § 1 Absatz 7 Nr. 2 BauNVO im zweiten und dritten Geschoß nicht zulässig. 

3. Gewerbegebiete gemäß § 8 BauNVO 

In den Gewerbegebieten sind von den gemäß § 8 Absatz 2 BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen 
die Nr. 3 (Tankstellen) gemäß § 1 Absatz 5 BauNVO nicht zulässig. 

In den Gewerbegebieten sind von den gemäß § 8 Absatz 2 BauNVO allgemein zulässigen Gewerbe-
betrieben aller Art Einzelhandelsbetriebe gemäß § 1 Absatz 5 und Absatz 9 BauNVO nicht zulässig. 
Ausnahmsweise können Einzelhandelsbetriebe mit bis zu 300 qm Verkaufsfläche zugelassen werden, 
sofern sie untergeordnet in unmittelbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit Hand-
werks-, produzierenden oder verarbeitenden Gewerbebetrieben stehen, wie z.B. Kfz- Handel mit 
Werkstatt. 

In den Gewerbegebieten sind die nach § 8 Absatz 3 ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten 
gemäß § 1 Absatz 6 Nr.1 BauNVO nicht zulässig. 

Die Gewerbegebiete GE (1) bis GE (3) werden zur Einhaltung der Emissionsrichtwerte gemäß TA- 
Lärm / VDI 2058 an der benachbarten Bebauung gemäß § 1 Absatz 4 Nr.2 BauNVO gegliedert: 

- Nicht zulässig sind Betriebs- / Anlagearten der Nr. 1 bis 194 der Abstandsliste 1998 Runderlaß 
des Ministeriums für Umwelt-, Raumordnung und Landwirtschaft VB 5 - 8804.25.1 (V Nr.1/98) 
vom 2.4.1998. 



- Die Betriebs- / Anlagearten niedrigerer Nummern sind als Ausnahme zulässig, sofern der Be-
trieb die Einhaltung entsprechend niedrigerer Immissionswerte nachweist oder wenn nach neu-
eren Erkenntnissen bzw. dem Stand der Technik eine Verringerung des Abstandes möglich ist. 

Das Gewerbegebiet GE (4) wird zur Einhaltung der Emissionsrichtwerte gemäß TA- Lärm /VDI 2058 
an der benachbarten Bebauung gemäß § 1 Absatz 4 Nr.2 BauNVO gegliedert: 

- Nicht zulässig sind Betriebs- / Anlagearten der Nr.1 bis 212 der Abstandsliste 1998 Runderlaß 
des Ministeriums für Umwelt-, Raumordnung und Landwirtschaft VB 5 - 8804.25.1 (V Nr.1/98) 
vom 2.4.1998. 

- * (gestrichen) 

4. Abweichende Bauweise gemäß § 22 Absatz 4 BauNVO 

Die festgesetzte abweichende Bauweise entspricht der offenen Bauweise, läßt jedoch Einzelhäuser 
über 50 m Länge zu. 

5. Sonstiges Sondergebiet - SO "Supermarkt" - gemäß § 11(3) BauNVO 

Zulässig ist der Einzelhandel auf einer Verkaufsfläche (VKFL) von insgesamt maximal 1500 qm mit 
folgender Sortimentsgliederung: Allgemein zugelassen sind als Kernsortimente mit maximalen Ver-
kaufsflächen für die einzelnen Sortimentsgruppen: 

- Nahrungs- und Genußmittel 1200 qm VKFL 
- Getränke 400 qm VKFL 

Auf insgesamt maximal 20% der VKFL sind folgende zentren- und nahversorgungsrelevante Rand-
sortimente als Ausnahme zulässig: 

- Drogerieartikel; 
- Kosmetikartikel; 
- Hauhaltswaren wie Kochgeräte und Elektrokleingeräte; 
- nichtelektrische Haushaltsgeräte, -artikel und -ausrüstungen; 
- Haus- und Heimtextilien, Kurzwaren sowie Badzubehör; 
- Fahrradzubehör; 
- Gartenzubehör und Gartendekoration; 
- Tiernahrung. 

Mit Bezug zur Zweckbestimmung sind innerhalb der Betriebsbaukörper Lager und Technikräume, 
Sanitär- und Sozialräume, Aufenthalts- und Büroräume zugelassen. 

Nebenanlagen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen nicht zulässig. 

Festsetzungen zum Immissionsschutz 

Die Baugebiete werden zur Einhaltung der Emissionsrichtwerte gemäß TA-Lärm / VDI 2058 an der 
benachbarten bestehenden sowie geplanten Bebauung gemäß § 1 Absatz 4 Nr. 2 BauNVO durch 
Festsetzung folgender immissionswirksamer flächenbezogener Schalleistungspegel IFSP gegliedert: 



 zulässige immissionswirksame flächenbezogene 
 Baugebiet Schalleistungspegel IFSP in dB(A) 

 tags nachts 

 Mischgebiet MI (1) 50 0 
 Mischgebiet MI (2) 49 0 
 Kerngebiet 56 0 
 Sondergebiet 60 35 
 Gewerbegebiet GE (1a) 60 40 
 Gewerbegebiet GE (1b) 57 38 
 Gewerbegebiet GE (2a) 60 40 
 Gewerbegebiet GE (2b) 57 38 
 Gewerbegebiet GE (3) 57 36 
 Gewerbegebiet GE (4) 58 40 

Jede gewerbliche Nutzung ist derart zu betreiben / baulich auszuführen, daß die von ihr ausgehenden 
Lärmemissionen an keinem Punkt außerhalb des Baugebietes höhere Beurteilungspegel erzeugen, 
als dort bei freier Schallausbreitung in den Halbraum entstehen würde, wenn von jedem Quadratmeter 
Grundfläche seines Grundstückes die oben genannten Schalleistungspegel IFSP abgestrahlt würden. 

Kennzeichnung 

Im Geltungsbereich sind gemäß § 9 (5) Nr. 3 BauGB Bereiche gekennzeichnet, deren Böden erheb-
lich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind. Im Falle von Bodenbewegungen oder Gebäude-
abbrüchen in diesen Bereichen sind diese fachgutachterlich zu begleiten. 

Hinweise 

1. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Boden-
funde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in 
der natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden Die Entdeckung von Bodendenkmälern 
ist der Stadt Neuss als unterer Denkmalbehörde und dem Rheinischen Amt für Bodendenkmal-
pflege Bonn unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstelle mindestens drei Werktage in 
unverändertem Zustand zu erhalten (§ 15 und § 16 Denkmalschutzgesetz NW). 

2. Das Plangebiet liegt im Bereich der projektierten Wasserschutzzone III B der Trinkwassergewin-
nungsanlage Rheinbogen. Bei der, Planung von Erschließungsanlagen und Parkplätzen in 
Wasserschutzgebieten ist die Richtlinie für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wasser-
gewinnungsanlagen (RiStWag) anzuwenden. 

3. Flächen, die sich in unmittelbarer Nähe von Bauflächen befinden und als Grünflächen ausge-
wiesen sind, sind als Verbotsflächen für den Baubetrieb festgeschrieben. Auf ihnen ist die Lage-
rung von Baustoffen und das Befahren mit Fahrzeugen wegen einer vermeidbaren Verdichtung 
des Bodens unzulässig. 

4. Der Oberboden ist durch Abschieben im Bereich von Erschütterungsflächen, Baustelleneinrich-
tungen und Baustraßen zu sichern und fachgerecht zu lagern. Die Verwendung des Bodenaus-
hubes für bodenmodellierende Maßnahmen innerhalb des Bebauungsplangebietes ist anzu-
streben. 

* Die aufgrund des Ratsbeschlusses vom 28.09.2001 geänderten Festsetzungen, wurden in 
den Text eingearbeitet. 


